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*** Verfahren der Zustimmung
Absolute Mehrheit der Mitglieder außer in den Fällen, die in 
Artikel 105, 107, 161 und 300 des EG-Vertrags und Artikel 7 des 
EU-Vertrags genannt sind

***I Verfahren der Mitentscheidung (erste Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen

***II Verfahren der Mitentscheidung (zweite Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
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***III Verfahren der Mitentscheidung (dritte Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
gemeinsamen Entwurfs

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der von der Kommission 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Legislativtext

In den Änderungsanträgen werden Hervorhebungen in Fett- und Kursivdruck 
vorgenommen. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das 
als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen auf solche Teile des 
Legislativtextes, bei denen im Hinblick auf die Erstellung des endgültigen 
Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise Textteile, die in einer 
Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz fehlen). Diese 
Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der betreffenden 
technischen Dienststellen.
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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Das Europäische Parlament hatte in seiner Sitzung vom 14. Juni 2001 seinen Standpunkt in 
erster Lesung zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (KOM 
(2000) 802 – 2000/0327 (COD)) angenommen.

In der Sitzung vom 13. März 2002 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass er den Gemeinsamen Standpunkt erhalten und an den Ausschuss für Regionalpolitik, 
Verkehr und Fremdenverkehr überwiesen hat (15121/1/2001 – C5-0115/2002).

Der Ausschuss hatte in seiner Sitzung vom 24. Januar 2001 Emmanouil Bakopoulos als 
Berichterstatter benannt.

Der Ausschuss prüfte den Gemeinsamen Standpunkt und den Entwurf einer Empfehlung für 
die zweite Lesung in seinen Sitzungen vom 17. April und 22. Mai 2002.

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entwurf einer legislativen 
Entschließung mit 41 Stimmen bei 1 Enthaltung an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: die Abgeordneten Luciano Caveri, Vorsitzender; Rijk 
van Dam, Gilles Savary und Helmuth Markov, stellvertretende Vorsitzende; Emmanouil 
Mastorakis, Berichterstatter; Emmanouil Bakopoulos, Rolf Berend, Philip Charles Bradbourn, 
Felipe Camisón Asensio, Luigi Cocilovo, Danielle Darras, Giovanni Claudio Fava, Markus 
Ferber (in Vertetung von Dieter-Lebrecht Koch), Fernando Fernández Martín (in Vertetung 
von Carlos Ripoll i Martínez Bedoya gemäß Artikel 153 Absatz 2 der Geschäftsordnung), 
Jacqueline Foster, Jean-Claude Fruteau (in Vertetung von Michel J.M. Dary), Juan de Dios 
Izquierdo Collado, Mathieu J.H. Grosch, Konstantinos Hatzidakis, Ewa Hedkvist Petersen, 
Georg Jarzembowski, Giorgio Lisi, Sérgio Marques, Erik Meijer, Francesco Musotto, Camilo 
Nogueira Román, Josu Ortuondo Larrea, Marit Paulsen (in Vertetung von Dirk Sterckx), 
Karla M.H. Peijs, Alonso José Puerta, Reinhard Rack, Isidoro Sánchez García, Dana 
Rosemary Scallon, Ingo Schmitt, Brian Simpson, Renate Sommer, Margie Sudre, Maurizio 
Turco (in Vertetung von Bruno Gollnisch), Joaquim Vairinhos, Herman Vermeer, Ari 
Vatanen und Mark Francis Watts.

Die Empfehlung für die zweite Lesung wurde am 24. Mai 2002 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen zum Gemeinsamen Standpunkt wird im 
Entwurf der Tagesordnung für die Tagung angegeben, auf der die Empfehlung geprüft wird.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Gemeinsamen 
Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass der Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die 
Sicherheit des Seeverkehrs (15121/1/2001 – C5-0115/2002 – 2000/0327(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: zweite Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Gemeinsamen Standpunkts des Rates (15121/1/2001 – C5-0115/2002),

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt aus erster Lesung1 zu dem Vorschlag der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (KOM (2000) 802)2,

– in Kenntnis des geänderten Vorschlags der Kommission (KOM (2001) 676)3,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 des EG-Vertrags,

– gestützt auf Artikel 80 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für Regionalpolitik, Verkehr und 
Fremdenverkehr für die zweite Lesung (A5-0187/2002),

1. ändert den Gemeinsamen Standpunkt wie folgt ab;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

1 ABl. C 53 E vom 28. 2. 2002, S. 316.
2 ABl. C 120 E vom 24. 4. 2001, S. 83.
3 ABl. C 103 E vom 30.4.2002, S. 184
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Gemeinsamer Standpunkt des Rates Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1

Betrifft nur die griechische Fassung

Änderungsantrag 2
Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe d) zweiter Unterabsatz

Das Arbeitsprogramm wird unbeschadet 
des jährlichen Haushaltsverfahrens der 
Gemeinschaft festgelegt. Erklärt die 
Kommission binnen 15 Tagen nach 
Annahme des Arbeitsprogramms, dass sie 
damit nicht einverstanden ist, so überprüft 
der Verwaltungsrat das Programm und 
nimmt es in zweiter Lesung gegebenenfalls 
in geänderter Form entweder mit 
Zweidrittelmehrheit einschließlich der 
Vertreter der Kommission oder durch 
einstimmigen Beschluss der Vertreter der 
Mitgliedstaaten an;

Das Arbeitsprogramm wird unbeschadet 
des jährlichen Haushaltsverfahrens der 
Gemeinschaft festgelegt. Erklärt die 
Kommission binnen 15 Tagen nach 
Annahme des Arbeitsprogramms, dass sie 
damit nicht einverstanden ist, so überprüft 
der Verwaltungsrat das Programm und 
nimmt es innerhalb von zwei Monaten in 
zweiter Lesung gegebenenfalls in 
geänderter Form entweder mit Zweidrittel-
mehrheit einschließlich der Vertreter der 
Kommission oder durch einstimmigen 
Beschluss der Vertreter der Mitgliedstaaten 
an;

Begründung

Damit die Agentur nicht über einen längeren Zeitraum hinweg ohne Arbeitsprogramm bleibt, 
wenn die Mitglieder des Verwaltungsrats nicht in der Lage sind, die notwendige Mehrheit zu 
erzielen, sollte eine Frist von zwei Monaten festgelegt werden, in der der Verwaltungsrat das 
geänderte Arbeitsprogramm anzunehmen hat.  

Änderungsantrag 3

Betrifft nur die griechische Fassung.
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Änderungsantrag 4
Artikel 13 Absatz 4

(4) Wenn Vertraulichkeit gewahrt 
werden soll oder wenn Interessenkonflikte 
auftreten könnten, kann der Verwaltungsrat 
auf Vorschlag seines Vorsitzenden 
beschließen, dass bestimmte 
Tagesordnungspunkte in Abwesenheit der 
Mitglieder erörtert werden, die in ihrer 
Eigenschaft als Vertreter der am stärksten 
betroffenen Wirtschaftszweige ernannt 
wurden. Ausführliche Vorschriften für die 
Anwendung dieser Bestimmung können in 
die Geschäftsordnung aufgenommen 
werden.

(4) Wenn Vertraulichkeit gewahrt 
werden soll oder wenn Interessenkonflikte 
auftreten könnten, kann der Verwaltungsrat 
beschließen, dass bestimmte 
Tagesordnungspunkte in Abwesenheit der 
Mitglieder erörtert werden, die in ihrer 
Eigenschaft als Vertreter der am stärksten 
betroffenen Wirtschaftszweige ernannt 
wurden. Ausführliche Vorschriften für die 
Anwendung dieser Bestimmung können in 
die Geschäftsordnung aufgenommen 
werden.

Begründung

Die vorgesehenen Maßnahmen zur Wahrung der Vertraulichkeit sollten nicht nur auf 
Vorschlag des Vorsitzenden des Verwaltungsrates, sondern auch der übrigen Mitglieder 
ergriffen werden können.

Änderungsantrag 5
Artikel 15 Absatz 1

(1) Die Agentur wird von ihrem 
Exekutivdirektor geleitet, der in der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben völlig 
unabhängig ist. Unbeschadet der 
jeweiligen Zuständigkeiten der Kommis-
sion und des Verwaltungsrates darf der 
Exekutivdirektor Anweisungen von 
Regierungen oder einer sonstigen Stelle 
weder einholen noch entgegennehmen.

(1) Die Agentur wird von ihrem 
Exekutivdirektor geleitet, der in der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben völlig 
unabhängig ist, unbeschadet der jeweiligen 
Zuständigkeiten der Kommission und des 
Verwaltungsrates.

Begründung

Mit diesem Abänderungsantrag sollen unnötige Wiederholungen vermieden werden. Der 
Hinweis auf die völlige Unabhängigkeit des Exekutivdirektors genügt.
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BEGRÜNDUNG

A. EINFÜHRUNG

Der Vorschlag für eine Verordnung zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die 
Sicherheit des Seeverkehrs ist Teil des zweiten Maßnahmenpakets, das die Europäische 
Kommission nach dem Untergang des Öltankschiffs Erika vorgelegt hat. Mit diesen 
Maßnahmen, die außer der Errichtung der Agentur die Einrichtung eines europäischen 
Informationssystems für den Seeverkehr sowie die Errichtung eines europäischen Fonds zur 
Entschädigung für Ölverschmutzung umfassen, beabsichtigt die Kommission, den wirksamen 
Schutz der europäischen Seeschifffahrt vor Unfällen sowie der Meere vor Verschmutzung zu 
gewährleisten.

Die neue Agentur soll den Mitgliedstaaten und der Kommission die erforderliche technische 
und wissenschaftliche Unterstützung für die wirksame Umsetzung der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften im Bereich der Sicherheit im Seeverkehr und der Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe bieten, die Einhaltung der Rechtsvorschriften 
überwachen und die Wirksamkeit der geltenden Maßnahmen bewerten.

B. ÄNDERUNGSANTRÄGE DES PARLAMENTS

Im Juni vergangenen Jahres nahm das Parlament in erster Lesung 17 Änderungsanträge an, 
bei denen es vor allem um folgendes ging: die Stärkung der Unabhängigkeit der Agentur 
gegenüber der Kommission, die Ausweitung der Befugnisse des Verwaltungsrates, die 
Schaffung der Möglichkeit, dass Mitgliedstaaten in bestimmten Fällen um technische 
Unterstützung der Agentur ersuchen, sowie die Aufnahme einer Regelung zur 
Betrugsbekämpfung. Das Parlament war ebenfalls der Auffassung, dass die Vermeidung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe zu den allgemeinen Zielen der Agentur gehören muss, 
und hat deren Bezeichnung entsprechend ergänzt. Das Parlament hat es ferner abgelehnt, 
eigene Vertreter in den Verwaltungsrat zu entsenden, und sich dafür ausgesprochen, als 
Kriterium für die Auswahl seiner Mitglieder deren Erfahrung in Fragen der Sicherheit des 
Seeverkehrs heranzuziehen. Schließlich forderte das Parlament, die Bewertung der Tätigkeit 
der Agentur durch externe Sachverständige vornehmen zu lassen.

C. GEMEINSAMER STANDPUNKT DES RATES

1. Behandlung der Änderungsanträge des Parlaments

a) Änderungsanträge des Parlaments, die in den Gemeinsamen Standpunkt 
übernommen wurden

Folgende Änderungsanträge des Europäischen Parlaments hat der Rat übernommen:
 
– Aufnahme einer neuen Erwägung hinsichtlich der Transparenz und Kontrolle der für 

die Agentur bereitgestellten Haushaltsmittel (Änderungsantrag 1 des EP, enthalten in 
Erwägung 12),

– die Möglichkeit, dass die Agentur auch ohne ausdrückliche Aufforderung der 
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Kommission technische Unterstützung für die Beitrittsländer leistet (Änderungsantrag 
4 des EP, enthalten in Artikel 2 Buchstabe g),

– die Verpflichtung der Agentur, die Ergebnisse der Kontrollbesuche in den 
Mitgliedstaaten nicht nur der Kommission, sondern auch dem betroffenen 
Mitgliedstaat zu übermitteln (Änderungsantrag 7 des EP, enthalten in Artikel 3 
Absatz 3),

– die Ausarbeitung einer Stellungnahme der Kommission für die Festlegung des 
Arbeitsprogramms der Agentur durch den Verwaltungsrat; in fast völliger 
Übereinstimmung mit dem Parlament machte sich der Rat die Auffassung zu eigen, 
dass der Verwaltungsrat „unter Berücksichtigung der Stellungnahme der 
Kommission“ tätig wird (Änderungsantrag 8 des EP, enthalten in Artikel 10 Absatz 2 
Buchstabe d),

– die Verpflichtung zur Ernennung der Mitglieder des Verwaltungsrates auf Grund ihrer 
Erfahrung und Sachkenntnis in den Tätigkeitsbereichen der Agentur (Änderungsantrag 
22 des EP, enthalten in Artikel 11 Absatz 1),

– die Verpflichtung des Exekutivdirektors, den Ersuchen eines Mitgliedstaates um 
Unterstützung nachzukommen (Änderungsantrag 11 des EP, enthalten in Artikel 15 
Absatz 2 Buchstabe a),

– die Ernennung/Entlassung des Exekutivdirektors durch den Verwaltungsrat, wobei die 
Kommission einen oder mehrere Kandidaten vorschlagen kann (Änderungsantrag 14 
des EP, enthalten in Artikel 16 Absatz 1),

– Aufnahme eines neuen Artikels zur Betrugsbekämpfung (Änderungsantrag 20 des EP, 
nunmehr Artikel 20).

b) Änderungsanträge des Parlaments, die teilweise in den Gemeinsamen Standpunkt 
übernommen wurden

– Bestimmung über die Zusammensetzung des Verwaltungsrates der Agentur. Hierzu 
hatte das Parlament beschlossen, keine eigenen Vertreter zu entsenden 
(Änderungsantrag 9 des EP, berücksichtigt im geänderten Artikel 11). Unter 
Berücksichtigung der genannten Änderung sowie der größeren Bedeutung, die der 
Agentur im Verhältnis zu den Mitgliedstaaten zukommen soll, wurde Artikel 11 
geändert und sieht nun vor, dass sich der Verwaltungsrat aus je einem Vertreter jedes 
Mitgliedstaats, vier Vertretern der Kommission und vier von der Kommission 
benannten Fachleuten zusammensetzt,

– Bestimmung über das Verfahren der Vorbereitung des Arbeitsprogramms. Der Rat hat 
festgelegt, dass der Exekutivdirektor das Arbeitsprogramm nach Konsultation mit der 
Kommission dem Verwaltungsrat vorlegt. Diese Änderung des Artikels 15 Absatz 2 
Buchstabe a) kommt dem Änderungsantrag 12 des Parlaments inhaltlich sehr nahe, bei 
dem es darum ging, dass die vorherige Zustimmung der Kommission zum 
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Arbeitsprogramm nicht zwingend erforderlich sein soll,

– die Mehrzahl der Bestimmungen über den Haushalt der Agentur (Änderungsantrag 15 
des EP, wie in Artikel 18 aufgenommen),

– Bestimmungen zur Durchführung der Bewertung der Agentur binnen fünf Jahren nach 
Aufnahme der Arbeit der Agentur. Wie vom Parlament vorgeschlagen, soll eine 
externe Bewertung vorgenommen werden und in Konsultation mit den betroffenen 
Mitgliedstaaten stattfinden. Die Ergebnisse der Bewertung werden dem Europäischen 
Parlament übermittelt (Änderungsantrag 17 des EP, wie in Artikel 22 aufgenommen).

c) Änderungsanträge des Parlaments, die nicht in den Gemeinsamen Standpunkt 
übernommen wurden

Bei diesen Änderungsanträgen geht es um folgende Fragen:

– die Bezeichnung der Agentur. Das Parlament hatte vorgeschlagen, in die Bezeichnung 
der Agentur einen Hinweis darauf aufzunehmen, dass auch die Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe zu den Aufgaben der Agentur gehört 
(Änderungsantrag 2 des EP). Der Rat hat diesen Vorschlag nicht übernommen, sich 
jedoch bereit erklärt, einen deutlichen Hinweis auf diese Aufgabe in Artikel 1, in dem 
die Ziele der Agentur genannt werden, sowie in alle anderen diesbezüglichen 
Bestimmungen – sowohl in den Artikeln als auch in den Erwägungen – aufzunehmen.

– die Amtszeit des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates – das Parlament hatte eine fünfjährige Amtszeit vorgeschlagen 
(Änderungsantrag 10 des EP) – sowie die Bestimmung, dass der Verwaltungsrat auf 
Antrag des Parlaments oder von sechs Mitgliedern des Verwaltungsrates 
zusammentritt (Änderungsantrag 23 des EP). In beiden Fällen entschied sich der Rat 
für den Text des ursprünglichen Vorschlags der Kommission.

2. Neue Elemente des Gemeinsamen Standpunkts

Zu den neuen Elementen, die der Rat in den Vorschlag für eine Verordnung einbringt, 
gehören:

– die Neuformulierung des Artikels 2 betreffend die Aufgaben der Agentur, die präziser 
ist, ohne den Inhalt zu verändern,

– der Verweis auf die Transparenz und den Schutz von Informationen (Artikel 4),

– die Streichung des Verweises auf den Sitz der Agentur in Artikel 5,

– die Festlegung der Sprachregelung für die Agentur (Artikel 9),

– ein besonderes Verfahren für die Annahme des Arbeitsprogramms für den Fall, dass 
die Kommission damit nicht einverstanden ist (Artikel 10),
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– die Vertretung aller Mitgliedstaaten im Verwaltungsrat und die Beteiligung von 
Sachverständigen (nicht lediglich Vertretern der betroffenen Zweige) ohne 
Stimmrecht (Artikel 11),

– die Möglichkeit, dass der Verwaltungsrat bestimmte Themen in Abwesenheit der 
Mitglieder erörtert, die in ihrer Eigenschaft als Sachverständige ernannt wurden 
(Artikel 13),

– die Ernennung und Entlassung des Exekutivdirektors mit Vierfünftelmehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungsrates (Artikel 16),

– die Streichung des Artikels 17 über die Kontrolle der Rechtmäßigkeit.

D. ANMERKUNGEN

Auf der Grundlage des oben Ausgeführten lassen sich folgende Feststellungen treffen:

– Der Rat hat in seinem Gemeinsamen Standpunkt einen erheblichen Teil der 
Änderungsanträge des EP ganz oder teilweise berücksichtigt.

– Einige der neuen Elemente, die der Rat in seinen Vorschlag einbringt, tragen zur 
größeren Klarheit des Textes und zur Verbesserung seiner Struktur bei.

– Im Allgemeinen sind Geist und Ziel des Vorschlags, d. h. die Lösung der Probleme bei 
der Sicherheit im Seeverkehr und beim Schutz der Meeresumwelt, im Gemeinsamen 
Standpunkt des Rates gewahrt.

Dennoch ist auf folgende Punkte des Gemeinsamen Standpunkts hinzuweisen, die zu 
Problemen führen könnten:

– Die Vertreter der Industriezweige werden ausgeschlossen und durch von der 
Kommission benannte Fachleute ersetzt, die kein Stimmrecht haben und 
gegebenenfalls von den Sitzungen ausgeschlossen werden können (Artikel 11 und 13). 
Hier weicht der Rat vom Geist des Vorschlags der Kommission sowie 
Änderungsanträge des Parlaments ab, die auf eine gleichberechtigte Mitarbeit von 
Vertretern der Industriezweige in der Agentur abzielten.

– Eigentümlich ist im übrigen das Verfahren, das der Rat hinsichtlich der Annahme des 
Arbeitsprogramms der Agentur für den Fall vorschlägt, dass die Kommission nicht 
damit einverstanden ist (Artikel 10). Um das Gleichgewicht zwischen den beiden 
Organen zu wahren, fordert der Gemeinsame Standpunkt für die Annahme des 
Programms in diesem Sonderfall entweder eine Zweidrittelmehrheit der Mitglieder, 
einschließlich der Vertreter der Kommission, oder einen einstimmigen Beschluss der 
Vertreter der Mitgliedstaaten. Somit wird das Gleichgewicht zwischen Rat und 
Kommission gewahrt, auch wenn der Entscheidungsprozess komplizierter wird.

Darüber hinaus sind einige Änderungen an den Formulierungen des Gemeinsamen 
Standpunkts erforderlich, die den Geist des Textes nicht verändern, jedoch zu größerer 
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Genauigkeit beitragen.

Trotz dieser Vorbehalte ist der Gemeinsame Standpunkt zu begrüßen, da er dem 
Hauptanliegen des Parlaments Rechnung trägt, nämlich der Stärkung der Sicherheit des 
Seeverkehrs und des Schutzes der Meeresumwelt. Unserer Auffassung nach sollte der 
Vorschlag unverzüglich gebilligt werden. Heute, über zwei Jahre nach dem Untergang der 
Erika, würde die europäische Öffentlichkeit eine Verzögerung bei der Umsetzung derart 
wichtiger Maßnahmen wie der Errichtung der zur Debatte stehenden Agentur nur mit 
Unverständnis zur Kenntnis nehmen.


